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Vorwort

Das Enquête- und Untersuchungsrecht gilt als eines der ältesten parlamenta-
rischen Rechte. Aber obwohl zahlreiche Einleitungskapitel rechtswissenschaft-
licher Arbeiten bis 1816 zurückgehen und das BVerfG immer wieder auf das 
Vorbild des Art.  34 RVerf  1919 verweist, fehlte bisher eine geschlossene Dar-
stellung der Entstehung und Fortentwicklung dieses wichtigen Rechts und seiner 
interpellationsartigen Vorläufer. Diese Lücke soll die vorliegende Schrift schlie-
ßen, die von der Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät der Rheinischen 
Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn im Sommersemester 2014 als Habilitations-
schrift angenommen wurde. Ihr liegt ein weites Verfassungsgeschichtsverständ-
nis zugrunde, das nicht auf die manches Mal irreführende Textentwicklung fixiert 
ist, sondern die zwischen den Buchdeckeln der landständischen und parlamenta
rischen Protokollbände konservierte Staatspraxis in den Blick nimmt und Zeitzeu-
gen mit ihren Erinnerungen ebenso wie das zeitgenössische staatsrechtliche und 
staatswissenschaftliche Schrifttum zu Wort kommen lässt. Soweit das Verständnis 
der Geschehnisse durch Grundkenntnisse über die Protagonisten erleichtert wird, 
habe ich diese gemeinkundigen biographischen Angaben den einschlägigen Stan-
dardwerken ohne Einzelnachweise entnommen, damit die ohnehin unvermeid-
liche „Bleiwüste“ nicht noch endloser wird.1 Die mit dem ersten Teil dieser Schrift  
vorgelegte „Verfassungsgeschichte des Enquête- und Untersuchungsrechts“ ist 
freilich kein Selbstzweck; sie dient der Vergewisserung über die Grundlagen der 
heutigen Befugnisse des Deutschen Bundestages und wird so gewissermaßen 
zum Ausgangspunkt einer Kritik gegenwärtiger Fehlentwicklungen. Sollten also 
vor dem Hintergrund einer (vermeintlich!) 200-jährigen Geschichte des Selbst-
informationsrechts nicht nur eine „Rehabilitation“ bisher geringgeachteter Kapi-
tel der Parlaments- und Verfassungsgeschichte gelingen, sondern möglicherweise 
verschiedene Facetten des modernen Enquête- und Untersuchungsrechts in neuem 
Licht erstrahlen, waren die vergangenen Jahre nicht vergebens.

Zu besonderem Dank bin ich meinem akademischen Lehrer, Herrn Prof. Dr. 
Wolfgang Löwer, verpflichtet, der meinen wissenschaftlichen Werdegang wie kein 
Zweiter gefördert und begleitet hat. Die stets gepflegte Atmosphäre intellektueller 

	 1	Vgl. H.-P. Becht, Bad. Parlamentarismus, 2009; H. Best/W. Weege, BioHdbFNV, 1996; 
H. Brandt, Württ. Parlamentarismus, 1987; M. F. Feldkamp, ParlRat, 2008; G. Grünthal, Par
lamentarismus, 1982; D. Götschmann, Bay. Parlamentarismus, 2002; B. Haunfelder, BioHdb
PrAbgH, 1994; E. R. Huber, DtVerfGesch I2 bis IV2 1982 bis 1990; P. Losch, KhStV, 1909;  
B. Mann, BioHdbPrAbgH, 1988; F. Raberg, BioHdbWürttLT, 2001; M. Stolleis, GeschÖR II, 
III, 1992 und 1999; ParlRat II bis XIV, 1981 bis 2009 etc.
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Offenheit und nicht zuletzt die mir großzügig gewährte akademische Freiheit ha-
ben das vorliegende Projekt erst ermöglicht.

Herzlichen Dank schulde ich meinen Eltern, Bruno und Marliese Linke, die 
mich in den vergangenen Jahrzehnten in vielfältigster Weise unterstützt haben. 
Meiner Frau Dorothée, die mein Habilitationsprojekt von Anfang an miterlebt, 
häufig aber eher „durchlitten“ hat, gebührt das unschätzbare Verdienst, mich wäh-
rend dieser Lebensphase „ertragen“ und nicht bloß moralisch unterstützt zu haben. 
Ihnen ist dieses Buch in Liebe zugeeignet.

Bad Honnef, am 5. April 2015� T. H. B. L.
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1. Teil

Prolog

„Das demokratische System, zu dem unser Staat sich bekennt, 
beruht auf der Überzeugung, daß man den Menschen die Wahr-
heit sagen kann.“

Carl Friedrich Freiherr von Weizsäcker1

A. Die Bedeutung des modernen  
Enquête- und Untersuchungsrechts

Unter den Verfassungsorganen, deren Fürsorge sich das Grundgesetz anvertraut, 
nimmt der Bundestag die Spitzenposition ein: Ihm steht, dem Prinzip der Volks-
souveränität aus Art. 20 Abs. 2 GG gehorchend, mit der Wahl des Bundeskanzlers 
das Initial zur Regierungsbildung zu. Gleichsam durch die Person des Regierungs-
chefs hindurch führt eine ununterbrochene Legitimationskette von den Ministern 
hin zu sämtlichen Bediensteten in der Bundesverwaltung und so letztendlich auf 
den Bundestag zurück, der – als Treuhänder des souveränen Volkes – die Kon-
trolle über die exekutiven Submandatare führt. In diesem Dreieck aus Kreation, 
Legitimation und Verantwortlichkeit ist das konstruktive Misstrauensvotum das 
schlagkräftigste Instrument, das unter den Sachgesetzen der parlamentarischen 
Demokratie, in der die Gubernative notwendigerweise das Vertrauen der par-
lamentarischen Majorität besitzt, besonderen Ausnahmesituationen vorbehalten 
bleibt. Gegenüber dem Kanzlersturz durch Kanzlerwahl ist das Untersuchungs-
recht aufgrund seines oppositionell-minoritären Bauplans das probatere Kontroll-
mittel. Während allenfalls in Ausnahmesituationen Gefahr aus dem „eigenen“ par-
lamentarischen Lager droht, treibt die Opposition das parteipolitische Interesse 
um, jedes noch so mikroskopisch kleine Fehlverhalten aus dem Verantwortungs-
bereich der Regierung und der sie tragenden Mehrheit in die Öffentlichkeit zu zer-
ren, genussvoll auszubreiten und – ungeachtet des tatsächlichen Gewichts – zum 
veritablen Skandalon aufzuplustern, um durch eine möglichst publikumswirksame 
Diskreditierung der Gegenseite für kommende Wahlkämpfe Vorteile zu sichern.2 
Alle diese Möglichkeiten bietet Art. 44 GG.

	 1	Zitat aus „Die Illusion der Sicherheit. Die Bundesregierung muß dem Volk zum Thema 
Zivilschutz die Wahrheit sagen“, in: Die Zeit Nr. 52 vom 25. Dezember 1964.
	 2	Vgl. S. Bräcklein, Parlamentarismus, 2006, S. 38 oder allg. zur Kontrolle durch Opposi-
tion und Parlamentsmehrheit H. Schöne, Alltag, 2010, S. 267 ff. S. M. Riede/H. Scheller, ZParl 
2013, 93 (98 ff.) zur Skandalisierungswirkung von Untersuchungsverfahren einschließlich 
einer Medienauswertung.
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Obwohl das Untersuchungsrecht vor diesem Passepartout zu Recht als „schärfste 
Waffe […] der parlamentarischen Opposition“ (Hans-Peter Schneider) gehandelt 
wird, dient es trotzdem keineswegs ausschließlich dem Minderheitenschutz. Viel-
mehr nimmt das Grundgesetz das antragsberechtigte Abgeordnetenviertel, das eine 
Untersuchung ohne und selbst gegen den Willen der gouvernementalen Mehrheit 
durchsetzen kann, für das demokratische Anliegen der Regierungskontrolle in den 
Dienst.3

Für die Bedeutung, die dem Untersuchungsrecht als demokratischem Kontroll- 
wie als politischem Kampfmittel offensichtlich zukommt, spricht die Parlaments-
statistik Bände: Bis Ende Juli 2014 wurden 41 Untersuchungsausschüsse eingesetzt. 
Der Verteidigungsausschuss konstituierte sich 15 Mal als Untersuchungsausschuss. 
Beispiele politisch brisanter Untersuchungen sind Legion:4 In der ersten Wahl
periode wurde ein Dokumentendiebstahl im Bundeskanzleramt untersucht, der erste 
Untersuchungsausschuss der folgenden Legislatur prüfte den spektakulären Fall 
des Präsidenten des Bundesamts für Verfassungsschutz Otto John, der – nach eige-
ner Aussage durch Entführung und Zwang – längere Zeit in der DDR verschwun-
den war. Aus späteren Tagen ist an den FIBAG-Untersuchungsausschuss, den Woh-
nungsbau für US-Streitkräfte betreffend, die Skandale um den Starfighter oder den 
maroden HS-30-Schützenpanzer oder die Spiegelaffäre zu erinnern, der sich der Ver-
teidigungsausschuss als Untersuchungsausschuss annahm. Die siebente Wahlperi-
ode war in besonderer Weise durch den Kalten Krieg geprägt: Der Bundestag un-
tersuchte eine Beeinflussung der Abstimmungen über die Ostverträge oder Rainer 
Barzels Misserfolg, dessen Misstrauensvotum gegen Willy Brandt scheiterte. Ge-
genstand einer weiteren Untersuchung war die bemerkenswerte Karriere Günter 
Guillaumes, eines DDR-Spions, der es bis zum persönlichen Referenten des Bun-
deskanzlers brachte  – und so Brandts politischen Niedergang besiegelte. In den 
1980er Jahren kam die „Flickaffäre“ zu besonderer Berühmtheit. 1984 konstitu-
ierte sich der Verteidigungsausschuss wegen der unseligen Falschbeschuldigungen 
gegen den nachträglich rehabilitierten General Günter Kießling als Untersuchungs-
ausschuss. Ebenfalls in diese Jahre gehört der Skandal um die gewerkschaftseigene 
„Neue Heimat“, ihre Misswirtschaft und dubiosen Praktiken. Der Untersuchungs-
ausschuss zu Verkauf und Lieferung von U-Boot-Plänen an das südafrikanische 
Apartheidregime konnte seine Arbeit nicht beenden; die Untersuchung wurde unter 
erheblichen Schwierigkeiten in der folgenden Wahlperiode weitergeführt. Die hohe 
Zahl von Untersuchungsausschüssen in der zehnten Legislaturperiode bereicherte 
die deutsche Sprache um die spöttische Neuschöpfung der „Ausschussdemokratie“.5  

	 3	So H.-P. Schneider, DER SPIEGEL 43/1985, S. 37.
	 4	s. zum Ganzen die Übersichten und Nachweise bei P. Schindler, Datenhandbuch II, 1999, 
S. 2184 ff. und M. F. Feldkamp, Datenhandbuch I, 2005, S. 509 ff. sowie in der Fortführung 
im Internet auf der Homepage des Bundestages. s. ferner zu den Untersuchungen bis zu den 
1980er Jahren R. Kipke, Untersuchungsausschüsse, 1985, S. 162 ff.
	 5	Vgl. P. Schindler, Datenhandbuch II, 1999, S.  2185. Zur „Ausschussdemokratie“ vgl.  
M. Hilf, NVwZ 1987, 537.
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Ende der 1980er Jahre interpretierte Hans-Peter Schneider die „auffällige Häu-
fung“ parlamentarischer Untersuchungen als Indiz für die desperate Bemühung 
der Politik, ihrem zunehmenden Ansehens- und Vertrauensverlust durch „eigene 
Skandalrecherchen“ Einhalt zu gebieten.6 – In der elften Wahlperiode folgte der 
Transnuklear-Untersuchungsausschuss zu Unregelmäßigkeiten bei der friedlichen 
Nutzung der Kernenergie. Nach der Wiedervereinigung wurden der DDR-Arbeits-
bereich „Kommerzielle Koordinierung“ und die Abwicklung der volkseigenen Be-
triebe durchleuchtet. Der durch den BND eingefädelte Plutoniumschmuggel, der mit 
dubiosen Methoden offene Flanken in der Proliferationsbekämpfung offenbarte, be-
schäftigte das Parlament in der 13. Wahlperiode. Der 14. Bundestag widmete sich 
wieder den Parteispenden. Zum Beginn des zweiten Millenniums sollte ein von den 
christdemokratischen Wahlverlierern angestrengter „Lügenausschuss“ klären, „ob 
und in welchem Umfange Mitglieder der [rot-grünen] Bundesregierung […] Bundes-
tag und Öffentlichkeit hinsichtlich der Situation des Bundeshaushaltes, der Finanz-
lage der gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung sowie der Einhaltung der 
Stabilitätskriterien des EG-Vertrages und des europäischen Stabilitäts- und Wachs-
tumspakts […] vor der Bundestagswahl […] falsch oder unvollständig informiert“ 
hatten.7 2004 sorgte die leichtfertige Visa-Vergabepraxis – verschiedene deutsche 
Auslandsvertretungen gerierten sich beinahe als „Reisebüros“ für illegale Immig-
ranten – in dem durch Arbeitslosigkeit und „Negativwachstum“ aufgeheizten in-
nenpolitischen Klima für Zündstoff. Spätere Untersuchungsausschüsse sollten die 
Rolle des BND im Irak erhellen, der möglicherweise amerikanische Militärmaß-
nahmen unterstützt hatte, während die rot-grüne Bundesregierung mit ihrem ka-
tegorischen „Nein!“ zu dem US-geführten Anti-Terror-Krieg Wahlkampf machte. 
Ebenfalls untersucht wurde die deutsche Rolle bei den CIA-Gefangenen-Transpor-
ten; die älteste moderne Demokratie verschleppte Verdächtige in Drittweltländer, 
um sie mittlerweile gottlob desavouierten „intensivierten Befragungsmethoden“ 
zu unterwerfen. Von Mai 2010 bis in den Sommer 2013 tagte der „NSU“-Unter-
suchungsausschuss, der einer von rechtem Terror traumatisierten Republik das Teil-
versagen der Nachrichtendienste und Polizei erklären sollte. Alle diese Skandale 
und Missstände wurden nicht hinter verschlossenen Türen aufgearbeitet; das ein
leitende Zitat Carl Friedrich v. Weizsäckers ist dem Umstand geschuldet, dass die 
Beweiserhebungsöffentlichkeit ein Charakteristikum des modernen Enquête- und 
Untersuchungsrechts ist.

Neben der stark parteipolitisch „belasteten“ Untersuchungsfunktion kommt 
einem parlamentarischen Selbstinformationsrecht traditionell noch eine weitere 
Aufgabe zu, die heute zunehmend in Vergessenheit gerät.8 Gemeint ist die Erhe-

	 6	H.-P. Schneider, 57. DJT, 1988, S. M54 (M61).
	 7	s. den Bericht BT-Drs. 15/2100 und S. 25 (Zitat).
	 8	H. Meyer, in: Schneider/Zeh (Hg.), Parlamentsrecht, 1989, § 4 Rn. 83 spricht der Gesetz-
gebungsenquête sogar jede Daseinsberechtigung ab, weil es das Parlament in der „Demokra-
tie […] als unter seiner Würde empfinden [müsse], sich die Grundlagen für die Gesetzgebung 
durch Zwangsmaßnahmen gegenüber der Regierung oder gar Dritten zu verschaffen“.




